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Kerstin Andreae / Martin Jänicke / Norbert Reuter:

Wachstumspolitik

Varianten der Förderung: Wachstumspolitik ist im Sinne des Stabilitätsgesetzes (1967)

die Förderung eines „stetigen und angemessenen Wirtschaftswachstums“. Faktisch war sie

bisher eine Kernfunktion des Staates. Sie erfolgt in vielfältigen Formen:

1. Kurzfristige Wachstumsförderung in der Konjunkturpolitik (Konjunkturprogramme, an-

tizyklische Finanzpolitik, Geldpolitik, Nachfragestimulierung).

2. Langfristige Wachstumsförderung, insbesondere die Begünstigung spezifischer Wachs-

tumsfaktoren (staatliche Investitionen und Investitionshilfen, Exporthilfen, Innovations-

programme, Strukturverbesserungen, Absatzförderungen, Mittelstandspolitik, Regional-

förderung etc.). Beispiel ist die „Lissabon-Strategie“ der EU (2000).

3. Infrastrukturpolitik: Maßnahmen der Verkehrspolitik, Bildung, F&E etc.

4. Strukturelle Wachstumspolitik: Wettbewerbspolitik, Deregulierung.

5. Maßnahmen zur Vermeidung von Wachstumseinbußen (z.Bsp. sektorale Krisenpolitik

und Maßnahmen zur Bankenrettung).

6. Wachstumsförderung als Querschnittspostulat der Ressorts.

7. Investitionsförderung (Förderung der Wissensgesellschaft, Steuerung der Leitmärkte)

8. Stärkung der Nachfrage (Maßnahmen zur Unterstützung der Einkommensentwicklung,

Veränderung der Sekundärverteilung)

Konjunkturprogramme: Kurzfristige Wachstumsmaßnahmen bzw. Konjunkturprogramme

zur Vermeidung einer rezessiven Entwicklung sind hinsichtlich ihrer Wirkung umstritten.

Während der wirtschaftliche Einbruch des Jahres 1967 mit Hilfe eines eingeleiteten Konjunk-

turprogramms in Höhe von 7,8 Mrd. DM (4,0 Mrd. Euro/1,6% des BIP) schnell überwunden

wurde, konnte die Rezession des Jahres 1975 (-1%) nicht verhindert werden. Die erst im Au-

gust 1975 beschlossenen zwei Konjunkturprogramme in Höhen von insgesamt 5,2 Mrd. DM

(2,7 Mrd. Euro; 0,5% des BIP) wurden angesichts der verzögerten Programmumsetzung erst
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im folgenden Jahr wirksam und erzielten dann mit einem Wachstum von knapp 5% einen pro-

zyklischer Effekt. (Dass das Programm dennoch bspw. im Städte- und Kläranlagenbau positi-

ve Effekte hatte, berührt nicht den Wachstumsaspekt.)

Eine Analyse des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages zu den Effekten der Wachs-

tumspolitik zwischen 1967 und 1982 (Globalsteuerung) kommt zu dem Schluss, dass „die

nachfrageseitigen Maßnahmen sich offenbar sehr effektiv bei der Überwindung der Rezession

1967 gezeigt (hatten)“ (Wissenschaftlicher Dienst 2009, S. 13), jedoch „die konjunkturpoliti-

sche ‚Stimulationsdosis‘ nach 1975 immer weiter erhöht werden (musste)“ (ibid., S. 15).

Trotz dieser differenzierten Bewertung einzelner Konjunkturprogramme kommt der Wissen-

schaftliche Dienst unter Bezugnahme auf eine Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Beirats

beim Bundesministerium für Wirtschaft aus dem Jahr 1983, also noch zu Hochzeiten des Mo-

netarismus, zu dem Schluss, dass die im Rahmen der Globalsteuerung von 1967 bis 1982 ver-

abschiedeten Konjunkturprogramme „insgesamt als gescheitert gelten können“ (ibid., S. 18),

weil mit konjunkturpolitischen Maßnahmen auf strukturelle Probleme reagiert worden sei.

Notwendige Anpassungen der Wirtschaft an neue Herausforderungen seien so verzögert und

gleichzeitig Staatsverschuldung, Inflation und Arbeitslosigkeit in die Höhe getrieben worden.

Der Vergleich der beiden Konjunkturprogramme 1967 und 1975 zeigt, dass das richtige Ti-

ming für den Effekt konjunkturstimulierender Maßnahmen entscheidend ist (Wissenschaftli-

cher Dienst 2009, S. 22). Zudem erfahren im Zuge der wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur

Bekämpfung der jüngsten Weltwirtschaftskrise Konjunkturprogramme auch derzeit eine

Neubewertung. Ihre Wirkung wird mit Blick auf die Rezession von 2009 positiver beurteilt.

So war etwa im Handelsblatt vom 18. April 2011 (S. 20) unter Hinweis auf aktuelle For-

schungsergebnisse zu lesen: „In den 70er und 80er Jahren hatte sich ein Konsens herausgebil-

det, dass Fiskalpolitik nicht funktioniert (…). Tatsächlich hat sich der Forschungsstand seit

den 90er Jahren deutlich verändert. Es mehren sich die Indizien, dass aktive Konjunkturpoli-

tik besser ist als ihr Ruf.“ Es zeigt ich aber auch, dass fiskalpolitische Maßnahmen dann am

wirkungsvollsten sind, wenn sie EU-weit aufeinander abgestimmt sind.

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass legitime Maßnahmen zur Abwendung rezessiver Ent-

wicklungen hinsichtlich des Timing und möglicher Struktureffekte sorgfältig geplant werden

sollten. Verzögerte Umsetzungsabläufe (etwa bei kommunalen Planungen) müssen berück-

sichtigt werden. Strukturelle Effekte sollten nachhaltig sein. In diesem Sinne wurden konjunk-
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turpolitische Maßnahmen auch als Hebel zur Verbesserung der Infrastruktur oder zur Be-

schleunigung von Klimaschutzmaßnahmen genutzt.

Wachstumspolitik ist im Kern der Versuch, signifikant höhere Wachstumsraten über längere

Zeiträume zu erzielen. In der Summe der vielfältigen direkten und indirekten Fördermaßnah-

men in unterschiedlichen Ressorts wird für dieses Ziel letztlich ein hoher Preis gezahlt. Das

gilt nicht nur für die meisten Subventionen. Letztlich werden auch politische Preise für das

Wachstum einzelner Bereiche gezahlt. So wären im weiteren Sinne z.B. Einkommensverzich-

te im Interesse des Exportwachstums zu nennen. Aus diesen Erfahrungen heraus, empfiehlt

der Sachverständigenrat eine Beschränkung der Instrumente: „Ein Maßnahmenpaket, das un-

ter der Überschrift ‚konjunkturgerechte Wachstumspolitik‘ firmiert, beschränkt die finanzpo-

litischen Instrumente auf solche Eingriffe, die gleichzeitig langfristig wachstumsfördernd und

kurzfristig expansiv wirken.“ (Jahresgutachten 2008 S. 251). Dazu zählt der Sachverständi-

genrat insbesondere: staatliche Infrastrukturausgaben, Erhöhung der Bildungsausgaben und

steuerliche Investitionsanreize für Unternehmen (Jahresgutachten 2008, S. 257), also Investi-

tionen mit einer doppelten Dividende. Es gibt bisher keine systematische Evaluierung der

Kosten der staatlichen Wachstumsförderung. Zu den konkreten Forderungen der Enquete-

kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ sollte es daher gehören, eine Kosten-

Nutzen-Analyse entsprechender staatlicher Fördermaßnahmen vorzuschlagen. Zu fragen wäre

also, welche Wachstumsdividende jeweils erzielt wurde.

Eine Vielzahl von Publikationen, wie auch das von Sachverständigen der Enquete vorgelegte

Papier zur „Definition des Wachstumsbegriffes“ legt es nahe, dass hochentwickelte Industrie-

länder wie Deutschland langfristig eher mit niedrigen Wachstumsraten zu rechnen haben.

UNEP geht in ihrer neuen Green Economy Report auch von langfristig sinkenden Wachs-

tumsraten der Weltwirtschaft aus (UNEP 2011). Prototypisch für ein neues Wachstumsver-

ständnis ist die nachfolgend beschriebene Veränderung der diesbezüglichen Position der Eu-

ropäischen Union.

Die Wachstumspolitik der EU („Lissabon-Strategie“) und ihre Reform

Mit der „Lissabon-Strategie“ hatte die EU 2000 eine anspruchsvolle Wachstumsstrategie vor-

gelegt. Das ehrgeizige Programm, die Union bis 2010 „zum wettbewerbsfähigsten und dyna-

mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum“ zu machen, war mit dem Ziel verbunden „eine

durchschnittliche wirtschaftliche Wachstumsrate von etwa 3 %“ zu erreichen. Dies Ziel wurde

als „realistisch“ bezeichnet (Europäischer Rat 2000). „Günstige Wachstumsaussichten“ soll-
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ten mit „einem geeigneten makroökonomischen Policy-mix“ erreicht werden, was nicht näher

ausgeführt wurde. Industriepolitisch wurde vor allem auf IK-Technologien, aber u. a. auch auf

Umwelttechnologien gesetzt (ibid).

Schon 2004 wurde im sog. „Kok-Bericht“ festgestellt, dass das Ziel der Lissabon-Strategie

nicht erreicht werden würde (Kok 2004). Tatsächlich lag das Wachstum der EU-27-Länder

von 2000-2008 unter 2 %. Schon 2005 ließ der Europäische Rat das quantitative Wachs-

tumsziel kommentarlos fallen. Im Jahre 2010 wurde stattdessen die neue Strategie „Europa

2020“ beschlossen. Sie betont nunmehr die Notwendigkeit eines „intelligenten“, nachhalti-

gen und sozialverträglichen Wachstums: “Smart growth: developing an economy based on

knowledge and innovation; Sustainable growth: promoting a more resource efficient, greener

and more competitive economy; Inclusive growth: fostering a high-employment economy

delivering social and territorial cohesion” (EU Commission 2010). Diese Wende von den

Wachstumsraten zu den dahinter liegenden Problemen und den zur Überwindung dieser

Probleme notwendigen Maßnahmen ist für die derzeitige Wachstumsdiskussion kennzeich-

nend. Das Ziel eines reinen BIP Wachstums als Selbstzweck wird zunehmend in Frage ge-

stellt.

Dieses neue Wachstumsverständnis ist nicht zuletzt dadurch gekennzeichnet, dass Umwelt

und Ressourcen schonende Technologien nunmehr als Wachstumstreiber fungieren. Das gilt

z. B. für die „Green-Growth“-Strategie der OECD und den neuen „Green Economy Re-

port“ von UNEP (UNEP 2011, OECD 2009, vgl. Jaeger et al. 2011). Damit nimmt die Um-

weltthematik eine paradoxe Entwicklung: vom Wachstumshemmnis zum Wachstumshebel.

Beide Extreme sind zurückzuweisen. Zwar dürften eine hohe Ressourcenproduktivität und

ein Investitionsprogramm zur Umrüstung auf nachhaltige Produktionsweisen auch Wachs-

tumseffekte haben. Wegen der vielfältigen Rebound-Effekte, ist ein insgesamt hohes BIP-

Wachstum aber ökologisch nur schwer zu kompensieren. „Green Growth“ betrifft primär die

Zielsetzung eines Umwelt und Ressourcen schonenden Wachstums, nicht die Steigerung von

Wachstumsraten – wobei als Ergebnis in den entwickelten Industrienationen ein eher mode-

rates Wachstum des BIP zu erwarten ist.
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